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Landesgesetzblatt
für die Steiermark

\ Jahrgang 1992 1. StückAusgegeben und versendet am 30. Jänner 1992

1. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 18. November 1991, mit der eine Bausperreverordnung der
Gemeinde Marhof behoben wird.

2. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. Oktober 1991 über die Einbeziehung weiterer Stadtteile in Graz
in das Schutzgebiet gemäß dem Grazer Altstadterhaltungsgesetz 1980.

3. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 9. Dezember 1991 über die Verleihung des Rechtes zur Führung
eines Gemeindewappens an die Gemeinde Schäffern (politischer Bezirk Hartberg).

4. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 27. Jänner 1992 über die Ausschreibung der Wahl der Mitglieder
des Gemeinderates der Marktgemeinde Frohnleiten (politischer Bezirk Graz-Umgebung).

5. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 27. Jänner 1992 über die Durchführung des Eintragungsverfah-
rens, betreffend das Volksbegehren „Recht auf einen Kindergartenplatz".

6. Kundmachung des Landeshauptmannes von Steiermark vom 10. Jänner 1992 über die Berichtigung von Druckfehlem im
Landesgesetzblatt.

gemeinde Graz wird als Zone V in das Schutzgebiet
gemäß dem Grazer Altstadterhaltungsgesetz 1980 ein-
bezogen.

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Krainer

Verordnung der Steiermärkischen Landesregie-
rung vom 18. November 1991, mit der eine
Bausperreverordnung der Gemeinde Marhof

behoben wird

Gemäß § 100 Abs. 2 der Gemeindeordnung 1967,
LGB1. Nr. 115, zuletzt in der Fassung des Gesetzes
LGB1. Nr. 14/1982, wird verordnet:

Die vom Gemeinderat der Gemeinde Marhof am
15. November 1990 beschlossene und in der Zeit vom
29. November 1990 bis 3. Jänner 1991 bzw. in der
„Grazer Zeitung - Amtsblatt für die Steiermark" vom
14. Dezember 1990 kundgemachte Verordnung über
die Verhängung einer Bausperre betreffend die Indu-
strie- und Gewerb egebiet-II-Flächen des Gemeinde-
gebietes wird wegen Rechtswidrigkeit nach § 58
Abs. 1 Z. 1 und 4 der Gemeindeordnung 1967 sowie
wegen mangelnder Konkretisierung der zukünftigen
Planungsziele gemäß § 33 ROG 1974 behoben.

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Krainer

3.

Verordnung der Steiermärkischen Landesregie-
rung vom 9. Dezember 1991 über die Ver-
leihung des Rechtes zur Führung eines Ge-
meindewappens an die Gemeinde Schäffern

(politischer Bezirk Hartberg)

Auf Grund des § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung
1967, LGB1. Nr. 115, in der Fassung der Kundmachung
LGB1. Nr. 127/1972 und der Gesetze LGB1. Nr. 9/1973,
14/1976 und 14/1982, wird verordnet:

§1
Der im politischen Bezirk Hartberg gelegenen

Gemeinde Schäffern wird mit Wirkung vom 1. Jänner
1992 das Recht zur Führung eines Gemeindewappens
mit folgender Beschreibung verliehen:

„Von Blau, Grün und Rot durch silberne Gegen-
zinnenleisten geteilt, im grünen Feld silbern ein
schreitender Bär mit ausgeschlagener Zunge •und
schwarzem Halsband mit abfliegender silberner
Kette."

§2

Die der Gemeinde Schäffern ausgefertigte Wappen-
urkunde enthält die Beschreibung und eine Abbildung
des Gemeindewappens.

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Krainer

2.

Verordnung der Steiermärkischen Landesregie-
rung vom 14. Oktober 1991 über die Einbezie-
hung weiterer Stadtteile in Graz in das Schutz-
gebiet gemäß dem Grazer Altstadterhaltungs-

gesetz 1980

Auf Grund des § 2 Abs. 3 des Grazer Altstadterhal-
tungsgesetzes 1980, LGB1. Nr. 17, in der Fassung der
Kundmachung LGB1. Nr. 33/1980, wird verordnet:

Der in der Anlage, welche einen Bestandteil dieser
Verordnung bildet, dargestellte Teil der Stadt-



LGB1., Stück 1, Nr. 4, 5 und 6, ausgegeben am 30. Jänner 1992

LGB1. Nr. 87/1986, in der Fassung LGB1. Nr. 74/1990,
wird verordnet:

§1
(1) Mit Beschluß vom 27. Jänner 1992 hat die Steier-

märkische Landesregierung festgestellt, daß der
Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens zum
Zwecke der Erlassung eines Landesverfassungsgeset-
zes mit dem Wortlaut: „Jedes Kind, das in einer
Gemeinde des Landes Steiermark seinen ordentlichen
Wohnsitz hat, hat vom 3. Lebensjahr bis zum Erreichen
der Schulpflicht Anspruch auf einen Kindergarten-
plaz" den Voraussetzungen der §§ 14 Abs. 1 und 2
sowie 16 und 17 des Steiermärkischen Volksrechtege-
setzes 1986 entspricht und daher zulässig ist.

(2) Es wird daher die Durchführung des Eintra-
gungsverfahrens angeordnet.

§2
(1) Die Eintragungsfrist beginnt am Samstag, dem

7. März 1992, und endet am Samstag, dem 14. März
1992.

(2) Eintragungsgebiet ist das Land Steiermark.

(3) Als Stichtag hat der 7. Februar 1992 zu gelten.

§3
Diese Verordnung tritt mit dem der Verlautbarung

folgenden Tag in Kraft.

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Krainer

4.

Verordnung der Steiermärkischen Landesregie-
rung vom 27. Jänner 1992 über die Ausschrei-
bung der Wahl der Mitglieder des Gemeinde-
rates der Marktgemeinde Frohiüeiten (poli-

tischer Bezirk Graz-Umgebung)

Auf Grund der §§ 11 Abs. 1 und 16 der Gemeinde-
ordnung 1967, LGB1. Nr. 115, in der Fassung der Kund-
machung LGB1. Nr. 127/1972 und der Gesetze LGB1.
Nr. 9/1973, 14/1976 und 14/1982, sowie § 26 der
Gemeindewahlordnung 1960, LGB1. Nr. 6, in der Fas-
sung der Gesetze LGB1. Nr. 31/1965, 169/1965,
106/1967, 28/1969, 1/1975, 10/1980 und 10/1985, wird
verordnet:

§1
(1) Die Wahl der Mitglieder des Gemeinderates der

Marktgemeinde Frohnleiten (politischer Bezirk Graz-
Umgebung) wird mit dem Wahltag, Sonntag, dem
29. März 1992, ausgeschrieben.

(2) Als Stichtag hat Freitag, der 31. Jänner 1992, zu
gelten.

(3) Für diese Wahl hat die Erfassung der Wahlbe-
rechtigten nach den Bestimmungen der §§22 bis 25
der Gemeindewahlordnung 1960 zu entfallen. Die
Wählerverzeichnisse sind auf Grund der Wähler-
evidenz nach dem Wählerevidenzgesetz 1973, BGB1.
Nr. 601, in der Fassung der Gesetze BGB1. Nr. 427/
1985 und 148/1990, anzulegen.

§2

Diese Verordnung tritt mit 31. Jänner 1992 in Kraft.

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Krainer

6.

Kundmachung des Landeshauptmannes von
Steiermark vom 10. Jänner 1992 über die
Berichtigung von Druckfehlern im Landes-

gesetzblatt

Gemäß § 8 Abs. 1 des Verlautbarungsgesetzes,
LGB1. Nr. 27/1976, wird kundgemacht:

Die Verordnung der Steiermärkischen Landesregie-
rung vom 2. Dezember 1991 über die Neufestsetzung
der Höhe der Blindenbeihilfe, LGB1. Nr. 109/1991.
wird wie folgt berichtigt:

Im § 1 [Höhe der Blindenbeihilfe für praktisch
Blinde) hat der Betrag richtig „S 3.230,-" zu lauten.

Der Landeshauptmann:
Krainer

5.

Verordnung der Steiermärkischen Landesregie-
rung vom 27. Jänner 1992 über die Durch-
führung des Eintragungsverfahrens, betreuend
das Volksbegehren „Recht auf einen Kinder-

gartenplatz"

Auf Grund des § 38 des Landes-Verfassungsgeset-
zes 1960, LGB1. Nr. 1, zuletzt in der Fassung des Lan-
des-Verfassungsgesetzes, LGB1. Nr. 57/1991, sowie
des § 19 des Steiermärkischen Volksrechtegesetzes,


